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Drucksache 1099 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. Dezember 1954 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Kopf 


Ich beehre mich, mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 134. Sitzung 
am 17. Dezember 1954 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestage am 16. Dezember 1954 verabschiedeten 

Gesetzes über die Beiträge des Bundes zu den 
Steuerverwaltungskosten der Länder 
— Drucksachen 1058, 1085 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen Grün- 
den einberufen v.drd. 

Der Bundesrat ist im übrigen der Ansicht, daß das Gesetz gemäß 
Artikel 84 Absatz 1 und 108 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit 
Artikel 78 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

gez. Altmeier 


Bonn, den 17. Dezember 1954 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 16. Dezember 1954 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Altmeier 
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BUNDESRAT 


Betr. : Gesetz über die Beiträge des Bundes zu den Steuer- 
verwaltungskosten der Länder 


Gründe für die Anrufung des Vermittlungs- 
aussdiusses: 

1. In § 3 Abs. 2 Satz 1 sind hinter dem Wort 
„setzt“ die Worte „mit Zustimmung des 
Bundesrates“ einzufügen. 

Begründung 

Bei der Festsetzung der endgültigen Höhe 
der Beiträge des Bundes zu den Steuerver- 
waltungskosten der Länder erscheint die 
Mitwirkung des Bundesrates geboten. 

2. In § 5 ist das Datum „31. März 1954“ 
durch das Datum „31. März 1955“ zu er- 
setzen. 

Begründung 

Für ein rückwirkendes Inkrafttreten des 
Gesetzes ist kein Anlaß gegeben. Der Bun- 
desrat hält deshalb an seiner Auffassung 
fest, dieses Gesetz erst auf Beiträge des 
Bundes anzuwenden, die auf die Zeit nach 
dem 31. März 1955 entfallen. 



